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Bericht zu Punkt 11 der Tagesordnung: Bericht über die 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts beim 
Genehmigten Kapital 2009/I gemäß §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 
203 Abs. 2 Satz 2 AktG. 

Das Genehmigte Kapital 2004 in § 5 Abs. 2 der Satzung läuft 
am 17. Mai 2009 aus. Deshalb soll es, soweit es noch besteht, 
aufgehoben und ein neues genehmigtes Kapital, das Geneh-
migte Kapital 2009/I, geschaffen werden, das zur Ausgabe 
neuer Aktien gegen Sacheinlagen ermächtigt. Damit soll der 
Gesellschaft weiterhin die notwendige Flexibilität bei Unter-
nehmenszusammenschlüssen und Akquisitionen eingeräumt 
werden.

Die Satzung sieht derzeit zwei genehmigte Kapitalien vor: § 5 
Abs. 2 der Satzung enthält, wie bereits erwähnt, das Genehmigte 
Kapital 2004, das zur Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen 
ermächtigt und dabei einen Ausschluss des Bezugsrechts 
ermöglicht, um die neuen Aktien zu bestimmten Zusammen-
schluss- bzw. Akquisitionsmaßnahmen einzusetzen. Von der 
ursprünglich in Höhe von € 2.560.000.000 bestehenden 
Ermächtigung aus dem Genehmigten Kapital 2004 hat der 
Vorstand im August 2005 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Gebrauch gemacht und beschlossen, das Grundkapital in 
Höhe von € 160.589.265,92 zum Zwecke der Verschmelzung 
der T-Online International AG auf die Deutsche Telekom AG zu 
erhöhen. Die Durchführung dieser Kapitalerhöhung wurde am 
12. September 2005 in das Handelsregister eingetragen und 
ist mit der Eintragung der Verschmelzung in das Handelsregister 
am 6. Juni 2006 wirksam geworden. Das Genehmigte Kapital 
2004 hat gegenwärtig noch einen Umfang von  
€ 2.399.410.734,08. Daneben enthält § 5 Abs. 3 der Satzung 
das Genehmigte Kapital 2006, das zur Ausgabe von Beleg-
schaftsaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre ermächtigt. Das Ge-
nehmigte Kapital 2006 hat gegenwärtig einen Umfang von  
€ 38.400.000,00 und eine Laufzeit bis zum 2. Mai 2011. Unter 
Tagesordnungspunkt 12 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat 
vor, das Genehmigte Kapital 2006 durch ein neues, der Ge-
währung von Belegschaftsaktien dienendes genehmigtes 
Kapital, das Genehmigte Kapital 2009/II, zu ersetzen. 

Das beantragte neue Genehmigte Kapital 2009/I in Höhe  
von € 2.176.000.000 macht ca. 19,49 % des gegenwärtig  
€ 11.164.979.182,08 betragenden Grundkapitals aus. Das 
Genehmigte Kapital 2009/I soll den Vorstand ermächtigen, 
das Grundkapital in der Zeit bis zum 29. April 2014 mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats um bis zu € 2.176.000.000 durch 
Ausgabe von bis zu 850.000.000 auf den Namen lautende 
Stückaktien gegen Sacheinlagen zu erhöhen. Die Ermächti-
gung soll vollständig oder ein- oder mehrmals in Teilbeträgen 
ausgenutzt werden können. 

Der Vorstand soll ermächtigt sein, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um neue Aktien 
im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder im 
Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen, einschließlich der Erhö-
hung bestehenden Anteilsbesitzes, oder von anderen mit 
einem solchen Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang 
stehenden einlagefähigen Wirtschaftsgütern, einschließlich 
Forderungen gegen die Gesellschaft, auszugeben.  

Die Deutsche Telekom AG steht im nationalen und globalen 
Wettbewerb. Sie muss daher jederzeit in der Lage sein, auf 
den nationalen und internationalen Märkten schnell und 
flexibel handeln zu können. Dazu gehört auch die Möglichkeit, 
sich zur Verbesserung der Wettbewerbsposition mit anderen 
Unternehmen zusammenzuschließen oder Unternehmen, Un- 
ternehmensteile und Beteiligungen an Unternehmen zu erwer-
ben. Dies schließt insbesondere auch die Erhöhung der Betei-
ligung an Konzernunternehmen ein.

Die im Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft optimale 
Umsetzung dieser Möglichkeit besteht im Einzelfall darin, den 
Unternehmenszusammenschluss oder den Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen 
unter Gewährung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft 
durchzuführen. Es zeigt sich, dass beim Unternehmenszusam-
menschluss und beim Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Unternehmensbeteiligungen häufig größere 
Einheiten betroffen sind und vielfach erhebliche Gegenleistungen 
erbracht werden müssen. Diese Gegenleistungen können oder 
sollen oft nicht in Geld gezahlt werden. Namentlich um die 
Liquidität der Gesellschaft nicht zu belasten, kann es vorteil-
hafter sein, wenn die Gegenleistung, die die Gesellschaft im 
Rahmen des Unternehmenszusammenschlusses bzw. im 
Rahmen des Erwerbs eines Unternehmens, Unternehmens-
teils oder einer Unternehmensbeteiligung erbringen muss, 
ganz oder zum Teil in neuen Aktien der erwerbenden Gesell-
schaft erbracht werden kann. Die Praxis zeigt zudem, dass 
sowohl auf den internationalen als auch auf den nationalen 
Märkten als Gegenleistung für attraktive Akquisitionsobjekte 
häufig die Verschaffung von Aktien der erwerbenden Gesell-
schaft verlangt wird. Aus diesen Gründen muss der Deutschen 
Telekom AG die Möglichkeit eröffnet werden, neue Aktien als 
Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen oder im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
gewähren zu können. Sacheinlagen sind insoweit Unternehmen, 
Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen.

Der Beschlussvorschlag sieht daneben ausdrücklich vor, dass 
das Bezugsrecht auch ausgeschlossen werden kann, um neue 
Aktien im Rahmen des Erwerbs einlagefähiger Wirtschaftsgüter, 
die mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen im Zusammenhang stehen, 
auszugeben.

Bei einem Akquisitionsvorhaben kann es wirtschaftlich sinnvoll 
sein, neben dem eigentlichen Akquisitionsobjekt weitere Wirt- 
schaftsgüter zu erwerben, etwa solche, die dem Akquisitions-
objekt wirtschaftlich dienen. Dies gilt insbesondere, wenn ein 
zu erwerbendes Unternehmen nicht Inhaber von mit seinem 
Geschäftsbetrieb im Zusammenhang stehenden gewerblichen 
Schutzrechten bzw. Immaterialgüterrechten ist. In solchen und 
vergleichbaren Fällen muss die Deutsche Telekom AG in der 
Lage sein, mit dem Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang 
stehende Wirtschaftsgüter zu erwerben und hierfür – sei es 
zur Schonung der Liquidität oder weil es der Veräußerer ver- 
langt – Aktien als Gegenleistung zu gewähren – vorausgesetzt, 
dass die betreffenden Wirtschaftsgüter einlagefähig sind. Daher 
soll die Deutsche Telekom AG auch insoweit in der Lage sein, 
ihr Grundkapital gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre zu erhöhen. Sacheinlagen sind in 
solchen Fällen mit dem Akquisitionsvorhaben im Zusammen-
hang stehende Wirtschaftsgüter.
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Der Vorstand soll insbesondere auch berechtigt sein, das 
Bezugsrecht bei Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2009/I auszuschließen, um den Inhabern von Forderungen 
gegen die Deutsche Telekom AG – seien sie verbrieft oder 
unverbrieft –, die im Zusammenhang mit der Veräußerung von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen an die Deutsche Telekom AG begründet wurden, 
an Stelle der Geldzahlungen ganz oder zum Teil Aktien der 
Deutschen Telekom AG zu gewähren. Die Gesellschaft erhält 
dadurch zusätzliche Flexibilität und kann, beispielsweise in 
Fällen, in denen sie sich zur Bezahlung eines Unternehmens- 
oder Beteiligungserwerbs zunächst zu einer Geldleistung 
verpflichtet, im Nachhinein an Stelle von Geld Aktien gewähren 
und so ihre Liquidität schonen. Sacheinlagen bei der Ausnut-
zung des Genehmigten Kapitals 2009/I sind in solchen Fällen 
Forderungen gegen die Deutsche Telekom AG.

Der Gewährung von Aktien im Rahmen von Unternehmens-
zusammenschlüssen oder im Rahmen des Erwerbs von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unter-
nehmen, einschließlich der Erhöhung bestehenden Anteils-
besitzes, oder von anderen mit einem solchen Akquisitions-
vorhaben im Zusammenhang stehenden einlagefähigen Wirt-
schaftsgütern, einschließlich Forderungen gegen die Gesell-
schaft, dient zwar auch die Verwendungsermächtigung in lit. g) 
des zu Punkt 7 der Tagesordnung der Hauptversammlung am 
30. April 2009 vorgeschlagenen Beschlusses. Der Einsatz 
eigener Aktien als Akquisitionswährung setzt aber nicht zuletzt 
deren vorherigen Erwerb voraus. Der Einsatz eigener Aktien 
als Akquisitionswährung kann daher, insbesondere wegen des 
mit dem Aktienrückerwerb verbundenen Liquiditätsbedarfs, 
unter Umständen nachteilig gegenüber der Nutzung genehmig- 
ten Kapitals sein. Außerdem ist die Erwerbsermächtigung auf 
10 % des Grundkapitals beschränkt. Mittels genehmigten 
Kapitals können Aktien der Deutschen Telekom AG unabhängig 
von einem Rückerwerb eigener Aktien als Gegenleistung 
gewährt werden. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der 
Deutschen Telekom AG den notwendigen Spielraum geben, 
um sich bietende Gelegenheiten zu Unternehmenszusammen-
schlüssen und zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-
teilen oder Unternehmensbeteiligungen bzw. zum Erwerb von 
anderen mit einem solchen Akquisitionsvorhaben im Zusam-
menhang stehenden einlagefähigen Wirtschaftsgütern flexibel 
ausnutzen zu können. Die Ermächtigung soll hierzu die Deutsche 
Telekom AG in die Lage versetzen, in geeigneten Fällen unter 
Ausnutzung des genehmigten Kapitals neue Aktien im Rahmen 
von Unternehmenszusammenschlüssen und im Rahmen des 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unter-
nehmensbeteiligungen bzw. zum Erwerb von anderen mit 
einem solchen Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang 
stehenden einlagefähigen Wirtschaftsgütern als Gegenleistung 
zu gewähren. 

Um solche Transaktionen schnell und mit der gebotenen Flexi- 
bilität durchführen zu können, muss die Deutsche Telekom AG 
in der Lage sein, ihr Grundkapital gegen Sacheinlagen unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu erhöhen. 
Deshalb ist es erforderlich, dass der Vorstand zum Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Ausgabe der neuen 
Aktien ermächtigt wird. Der Vorstand soll dabei allerdings noch 
der Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen. Bei Einräumung 
eines Bezugsrechts sind Unternehmenszusammenschlüsse 
und der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen oder von anderen mit einem 

solchen Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden 
einlagefähigen Wirtschaftsgütern gegen Ausgabe neuer 
Aktien nicht möglich und die damit für die Gesellschaft und 
ihre Aktionäre verbundenen Vorteile nicht erreichbar.

Mit dem Genehmigten Kapital 2009/I soll sichergestellt werden, 
dass weiterhin ein genehmigtes Kapital mit der Möglichkeit 
zur Sachkapitalerhöhung, einschließlich der Möglichkeit, hierbei 
das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, vorhanden ist. 
Eine Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2004 wird nicht 
mehr erfolgen.

Konkrete Zusammenschluss- oder Akquisitionsvorhaben, für 
die vom Genehmigten Kapital 2009/I und der darin enthaltenen 
Möglichkeit der Sachkapitalerhöhung unter Bezugsrechtsaus-
schluss Gebrauch gemacht werden soll, bestehen zurzeit nicht. 
Wenn sich Möglichkeiten zu Unternehmenszusammenschlüssen 
oder zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen konkretisieren oder die Mög-
lichkeit besteht, andere mit einem Akquisitionsvorhaben im 
Zusammenhang stehende einlagefähige Wirtschaftsgüter zu 
erwerben, wird der Vorstand jeweils im Einzelfall prüfen, ob er 
von der Möglichkeit der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen 
unter Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen soll. Er wird 
die Ermächtigung nur dann ausnutzen, wenn er zu der Über-
zeugung gelangt, dass der Erwerb gegen Ausgabe neuer Aktien 
der Deutschen Telekom AG im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft liegt. Insoweit wird der Vorstand auch sorgfältig 
prüfen und sich davon überzeugen, dass der Wert der Sach-
leistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der 
Aktien steht.

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und 
Aufsichtsrat die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts aus den aufgezeigten Gründen auch unter Berücksich-
tigung des bei Ausnutzung der betreffenden Ermächtigungen 
zu Lasten der Aktionäre eintretenden Verwässerungseffekts  
für sachlich gerechtfertigt und für angemessen. Der Vorstand 
wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des Ge-
nehmigten Kapitals 2009/I berichten.

Bonn, im Februar 2009

Deutsche Telekom AG

Der Vorstand
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Rene Obermann Dr. Karl-Gerhard Eick Hamid Akhavan

Thomas Sattelberger

Dr. Manfred Balz Reinhard Clemens Timotheus Höttges


